
D as Sozialforum in Cottbus 
ist vorüber. Die Veranstal-

ter hätten sich mehr Teilneh-
merInnen gewünscht. Dennoch 
wird die optimistische Stimmung 
des größten Treffens der sozialen 
Bewegungen in Deutschland wei-
ter wirken. Was bleibt, ist das 
Wissen auf dem richtigen Weg zu 
sein.

Prekäre Lebensverhältnisse, 
brutal steigende Leistungsanfor-
derungen und Niedriglöhne brin-
gen Menschen in Gefahr ihre 
Würde zu verlieren, so ver.di-
Chef Frank Bsirske in Cottbus. 
Wer beim Sozialforum war, konn-
te Mut machende Antworten auf 
die Frage finden: Wohin soll sich 
diese Gesellschaft entwickeln?

Wir von der NeulanD-Beila-
ge wollen weiterhin in Kooperati-
on mit dem ND von Gesellschafts-
pionieren, ihren Ideen und ge-
lebten Alternativen berichten. In 
dieser Ausgabe stellen wir eine 
Frau vor, die für Frieden und Ge-
waltfreiheit arbeitet. Junge Leute 
aus Halle haben mit Unterstüt-
zung der Gewerkschaft ver.di eine 
Kampagne für die Verweigerung 
gegenüber profitablen Marken-
trends gestartet. In Magdeburg 
lädt das Netzwerk Zukunft Sach-
sen-Anhalt engagierte Bürger-
Innen und Experten regionaler 
Entwicklung zu einem offenen 
Forum über die Sicherstellung 
von Lebensqualität und Teilhabe 
an der Gesellschaft und die Stabi-
lisierung von Regionen ein. Die 
Wanderung zum Horizont geht 
weiter. Der Weg ist das Ziel. Wir 
wollen mit unseren Artikeln Le-
serInnen anregen, selbst aktiv zu 
werden. Neuland denken, Neu-
land betreten, weit entfernt von 
der überstrapazierten, überdi-
mensionierten Wachstumsideolo-
gie, ist ein Such- und Experimen-
tierprozess. Wer diesen in Bild 
und Ton festgehalten sehen 
möchte, dem sei der Dokumen-
tarfilm Neuland ans Herz gelegt. 
Ähnlichkeiten bei der Namensge-
bung bestehen rein zufällig.
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Warten auf den Aufschwung - und dann?
Perspektiven zwischen Abbruch und Aufbruch

neuland

Der wirtschaftliche Aufbau-
prozess in Ostdeutschland 

ist seit 1990 in einzelnen Leucht-
turmregionen vorangekommen. 
Nach konservativen Schätzungen 
der Universität Halle sind zumin-
dest 40 Prozent der Menschen in 
Sachsen-Anhalt zufrieden. Gleich-
wertige Lebensverhältnisse für die 
Menschen in der Bundesrepublik 
sind damit nicht erreicht worden. 
Vielmehr erscheint es, dass es das 
grundgesetzliche Ziel auf Gleich-
wertigkeit nicht mehr gibt.

Besonders der Osten 
Deutschlands ist von den ökono-
mischen und sozialen Verände-
rungen betroffen: Abwanderung, 
Überalterung, Arbeitslosigkeit 
und Unterbeschäftigung, schwa-
che wirtschaftliche Entwicklung, 
hoch verschuldete Kommunen 
prägen das Bild. Sachsen-Anhalt 
verliert seit 1998 täglich 77 Men-
schen. In den anderen östlichen 
Bundesländern verläuft die Ent-
wicklung ähnlich. Wir lesen und 
hören von Endsiedlungsprämien, 
Einstellung des öffentlichen Per-
sonen- und Nahverkehrs, Verkauf 
unseres kommunalen Eigentums 
und Infrastruktur. Entwicklung 
und Innovation scheinen in wei-
ten Teilen der Länder blockiert, 
die Aufbruchstimmung ist in ihr 
Gegenteil verkehrt. Von dem be-
haupteten Aufschwung spüren 
die Menschen wenig. Was ist zu 
tun angesichts dieser Lage?

Wie können Lebensqualität 
und Teilhabe an der Gesellschaft 
sichergestellt und Regionen stabi-
lisiert werden? Ist es denkbar, 
dass sich in den ostdeutschen 

Ländern ein tragfähiges Zu-
kunftsmodell entwickelt, das sich 
nicht in einem Aufholprozess er-
schöpft, sondern ein der Situation 
angepasstes nachhaltiges und per-
spektivisches Modell entsteht? 
Unter den meisten Akteuren 
herrscht Konsens darüber, dass es 
keine allgemeingültigen Lösungen 
und endgültigen Antworten gibt. 
Brauchen wir daher nicht andere 
oder neue Rahmenbedingungen, 
mehr Mut und Experimentier-
freude, um Neues zu denken und 
probieren zu können und um den 
Osten wieder attraktiver und lie-
benswerter zu machen, auf das 
junge Menschen eine Perspektive 
nicht nur in der Abwanderung 
sehen. Um darüber zu beraten, 
welche Möglichkeiten sich durch 
innovative Ansätze und Experi-
mentierfreude der Akteure erge-
ben, treffen sich gemeinsam mit 
dem Mitautor des Films „Neu-
land“ Holger Lauinger am 8. No-
vember 2007 im Ministerium für 
Landwirtschaft und Umwelt in 
Magdeburg Experten regionaler 
Entwicklung, Partner aus Kom-
munen und engagierte Bürger.

Der Film „Neuland“ ist für 
diese Runde der Einstieg in die 
Diskussion. Er zeigt Momente 
der Realität in Ostdeutschland. 
Mit der Brisanz seines Themas 
„Wo leben wir eigentlich?“ stellt 
er Fragen an die Gesellschaft. Die 
dokumentierten Schritte von Ak-
teuren im Osten geben den Mut, 
die Brachen mit der Chance für 
Gestaltung anzufassen. Die Ur-
aufführung des Films beim Film-
festival „Utopisches Flimmern“ 

in Berlin war überlaufen. Seitdem 
zieht der Film durch Städte und 
Gemeinden, gezeigt in Gaststät-
ten, Hotels und Gemeindesälen. 
Er trifft auf diejenigen, die in 
Neuland leben. Menschen sind 
von der Entwicklung berührt. Es 
ist die Projektion der eigenen Ver-
hältnisse und das sichtbar werden 
von neuen oder bereits verges-
senen bewährten gesellschaft-
lichen Lebensformen, die den An-
stoß geben nachzudenken und in 
Bewegung zu kommen. Beispiele 
dafür sind gemeinschaftliche 
Wohn- und Arbeitsformen in Sie-
ben Linden, Waltershausen und 
Klein Jasedow, Mehrgeneratio-
nenhäuser, Eigenproduktion und 
Selbstversorgung mit Lebensmit-
teln und Energie (Biomassenut-
zung) in verschiedenen Höfen 
und ersten Gemeinden, Erzeuger- 
und Vermarktungsgemeinschaf-

ten, Dorf- und Regionalläden, 
Freiwilligen Agenturen, Bürger-
bus, Bürgersolarstromanlagen, 
Regiogeld um das Geld vor Ort 
zu lassen, Firmen die in regio-
nalen Wertschöpfungsketten ko-
operieren und einheimische Roh-
stoffe nutzen, Umfunktionierung 
von ehemaligen Industrieanlagen 
in der Lausitz und natürlich Ver-
mittlung von Wissen und Erfah-
rungen über Elemente einer regi-
onalen, ökologischen und fairen 
Wirtschaftsweise.

Damit niemand mit seinen 
Fragen und bei der Suche nach 
Partnern alleine bleibt, sondern es 
zu konkreten Schritten und der 
Vernetzung zwischen den Ak-
teuren kommt, sind regelmäßige 
offene Foren zur Kommunalent-
wicklung wie am 8. November in 
Magdeburg notwendig.

Mit im Kreis der Gestalter in 

Magdeburg ist Dr. Babette Scurell 
vom Zentrum für Technik und 
Gesellschaft der TU Berlin. Sie 
berichtet über den blockierten 
Wandel in Ostdeutschland. Wei-
terhin dabei ist Rechtsanwalt 
Frank Jansky, einer der Protago-
nisten im „Neuland“ und Vor-
stand des Regiogeld-Verbandes.

Mit seiner Veranstaltung setzt 
das Netzwerk Zukunft Sachsen-
Anhalt Zeichen. Alle mit dem 
Willen zur Gestaltung gehören  an 
einen Tisch, wenn es um die Ent-
wicklung im Osten bzw. in den 
Regionen geht. Es ist Zeit, Raum-
pioniere und ihre Experimente zu 
begleiten. Freiraum für viele zu-
kunftsfähige Wege ist in Neuland 
genug vorhanden. Wir haben uns 
die Wege nur selbst zu gestalten.

I

Um es vorweg zu nehmen, es 
geht nicht um ein Treffen 

lateinamerikanischer Staaten. RIO 
ist die Abkürzung für Regiogeld-
Initiativen Ostdeutschlands.

Nachdem 2004 die ersten Ost-
deutschen Regiogeld-Initiativen 
entstanden, nimmt die Bewegung 
an Größe zu. Zurzeit beschäftigen 
sich 15 Initiativen in Ostdeutsch-
land mit Themen von regionalen 
Zahlungsmitteln. Sieben von ih-
nen haben ein Regiogeld emittiert. 
Bereits in 650 Unternehmen Ost-
deutschlands wird Regiogeld ak-
zeptiert. In einigen auch als Zu-
schlag zum Lohn. 

Weshalb es überhaupt zu der 
Entwicklung von regionalem 
Geld kommt, ist leicht nachvoll-
ziehbar. Die Kaufkraft in Ost-
deutschland liegt weit unter dem 
Bundesdurchschnitt. Das Geld 
der Kommunen, Unternehmen 
und Menschen fließt aus den Re-
gionen ab. In den letzten Jahren 
sind an Ostdeutschland hohe Be-
träge aus dem Solidarpakt gegan-
gen. Wenn diese Mittel in Ost-
deutschland im Gegenzug für ei-
gene Waren und Dienstleistungen 
zirkulieren würden, hätten wir 
heute nicht die Finanznot in öf-
fentlichen und privaten Kassen. 
Waren und Dienstleistungen wer-
den dagegen verstärkt von globa-
lisierten Märkten bezogen. Die 
Anzahl der kleinen und mittel-
ständischen Handwerksbetriebe 
in den Regionen ist rückläufig. 
Die Industrieproduktion von 
Massengütern überschwemmt die 
Märkte. Freier Kapitalverkehr er-
möglicht in Sekunden das Ver-
schieben von Geld zu spekula-
tiven Zwecken rund um den Glo-
bus. Geschäftsbanken schöpfen 

durch Kredite Geld. Der Zentral-
bank bleiben nur ein Rest von 
Kontrolle und die Arbeit, Bank-
noten und Münzen zur Verfügung 
zu stellen. Die Auswirkungen 
eines solchen Geldwesens sind 
ansatzweise in der Immobilien-
krise in Amerika sichtbar gewor-
den. Und die Auswirkungen rei-
chen aktuell bis zur sächsischen 
Landesbank. Für Börsenspezialis-
ten ist es nur noch die Frage, wann 
und wo die Krise auf den globalen 
Finanzmärkten ausbrechen wird. 
Wer diese Entwicklung beobach-
tet und sich auch nur etwas außer-
halb der Mainstream- und Sensa-
tionsberichterstattung informiert, 
beginnt nach anderen Lösungen 
zu suchen.

Auffallend, aber nicht unge-
wöhnlich ist daher, dass die Regio-
geldbewegung in Ostdeutschland 
in vielen Orten von jungen Men-
schen getragen wird. Sie möchten 
etwas für sich und ihre Region 
tun, statt das Land auf dem Pfade 
des Geldes hinterherziehend, zu 
verlassen. In der Überzeugung, 
dass eine andere Welt möglich ist, 
folgt als praktische Tat die Umset-
zung der Idee vom regionalen 
Geld. 

Prominente Unterstützung 
bekamen die Initiativen durch den 
letzten Staatsbanker der DDR 
und Direktor der Deutschen Bank 
in Berlin Dr. Edgar Most. Er for-
mulierte anlässlich des Neu-
jahrsempfanges 2005 der IHK 
Magdeburg, dass es gut wäre, eine 
Zweitwährung für den Osten zu 
haben, damit das Geld auch tat-
sächlich im Osten bleibt und nicht 
in der Welt umherschwirrt.

Neue Ideen sind gefragt. Die 
Bürgermeisterin von Augustus-

burg, Frau Evelyne Jugelt, denkt 
über Regiogeld, dass dies helfen 
könnte, in der Fläche Strukturen 
zu erhalten, die wir für unsere äl-
ter werdenden Einwohner und als 
Mittel gegen die Abwanderung 
dringend brauchen.

Momentan bilden sich aus 
solchen Erwägungen Netzwerke 
von regional verwurzelten Unter-
nehmen, Verbrauchern, Vereinen, 
Kirchen und Kommunen. Prak-
tisch erlebbar sind diese bereits in 
Sachsen-Anhalt beim Urstrom-
taler und dem mitteldeutschen 
Barterring, in Brandenburg und 
Berlin bei der Havelblüte und 
dem Berliner. In der sächsischen 
Region um Mittweida bezahlen 
Unternehmen mit dem Zschopau-
taler. In Thüringen findet die 
Reinstädter Landmark immer 
mehr Verbreitung. In der Vorbe-
reitung sind der Lausitzer, der 
Elbtaler in Dresden und der Erz-
gebirgsregio in Stollberg. Die 
meisten dieser regionalen Netz-
werke arbeiten kooperativ zusam-
men.

D ie Konstruktion der Regio-
gelder unterscheidet sich 

teilweise von einander. Zum einen 
können Euros umgetauscht wer-
den. So wird aus dem Euro ein 
Regio. Der Umtausch von Euro 
ist leichter verständlich. Jedoch ist 
eine weitere Variante der Regios 
weit verbreitet. Man geht anteilig 
für Regio arbeiten oder bietet sei-
ne Waren oder Dienstleistungen 
an. Diese Form von Regiogeld ist 
ein Vollgeld, welches durch Leis-
tung der Akzeptanzpartner ge-
deckt ist.

Anzutreten haben die Initia-
toren bei der Umsetzung ihrer 

Ideen gegen das bei vielen Bür-
gern fehlende Verständnis für die 
Notwendigkeit von eigener Akti-
vität zur Gestaltung der Gesell-
schaft. Die jahrzehntelang fehlen-
den Möglichkeiten etwas frei 
selbst gestalten zu können oder 
zu müssen und die weit verbreite-
te Resignation bei ehemals Ak-
tiven, wird für die Initiativen bei 
der Suche nach Partnern spürbar.

Umso wichtiger ist es daher, 
sich über Erfolge, Probleme und 
die Möglichkeiten der Zusam-
menarbeit zu verständigen. Das 
wechselseitige Geben und Neh-
men lässt die Initiativen voneinan-
der profitieren. Am 24. November 
2007 ab 10:00 Uhr treffen sich die 
Regiogeld-Initiativen Ostdeutsch-
lands sowie interessierte Partner 
zur Beratung in der evangelischen 
Kirchengemeinde und der attac-
Villa in Könnern. Von der Suche 
nach der geeigneten Rechtsform 

für die Initiative bis zur Umset-
zung von Karten und Onlineban-
king reicht die Themenpalette. 

Eines ist den Initiatoren von 
Regiogeld deutlich geworden. 
Vieles ist nur veränderbar, wenn 
man einen langen Atem hat.

Dass Regiogeld ein Erfolg 
wird, dazu kann jeder beitragen. 
Akzeptieren wir Regiogeld, damit 
unser Geld vor Ort bleibt! Wer 
Interesse hat, als Unternehmen, 
Verbraucher, Verein, Kirchenge-
meinde oder Kommune Regio-
geld zu nutzen oder sich über die 
Entwicklung informieren möchte, 
ist herzlich für den 24. November 
2007 nach Könnern eingeladen.

Informationen und Anmeldungen:
www.regio-lsa.de oder
Regiogeld Geschäftsstelle Magdeburg 
Tel. 03 91- 50 58 15 10

RIO in Könnern 
Beratungen über Erfolge, Probleme, Zusammenarbeit

MittwochsattacKE

„Die profitable Privatisierungslüge“
Der Ausverkauf städtischen Eigentums 
und seine Folgen
 
Referat und Diskussion mit
Werner Rügemer, 
Autor

31.10.2007, 18.00 Uhr, Schaubühne Lindenfels
Karl-Heine-Straße 50, attacLeipzig & rls
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 kontakt: richard@attac.deneuland

Kein Bombodrom!
Hier nicht und nirgendwo!

II

Meine Aufgabe ist es, etwas gegen den Krieg zu tun
Aktive Gewaltfreiheit bedeutet mehr als nur Gewaltverzicht.

CLD

Groß war der Jubel und dick 
die Schlagzeilen in den ört-

lichen Tageszeitungen, als am 31. 
Juli das Verwaltungsgericht Pots-
dam verkündete: Die Bundeswehr 
darf das Bombodrom nicht nut-
zen. Seitdem reagieren selbst in 
der betroffenen Region viele 
Menschen auf Fragen zum Bom-
bodrom mit den Worten „Das hat 
sich ja jetzt erledigt“. Was weni-
ger öffentliche Aufmerksamkeit 
gefunden hat als das Urteil selbst,  
ist die Tatsache, dass das Bundes-
verteidigungsministerium mitt-
lerweile Berufung eingelegt hat. 
Die Sache geht weiter vor das 
Oberverwaltungsgericht und da-
nach vermutlich auch noch bis 
zum Bundesverwaltungsgericht. 

Als sich kurz nach der Ur-
teilsverkündung Pressemeldun-
gen häuften, führende Politiker 
hätten von einem Verzicht auf das 
Bombodrom gesprochen, blieben 
die Aktiven der Bürgerinitiative 
FREIe HEIDe skeptisch. Seit 
1992 streiten sie jetzt gegen das 
Bombodrom, und juristische Er-

folge haben sie in dieser Zeit 
schon viele erzielt, Verspre-
chungen von Politikern auch zur 
Genüge gehört. Solange sie es 
nicht schwarz auf weiß haben, 
dass die Bundesregierung ihre 
Bombodrom-Pläne aufgibt, füh-
ren sie ihren Protest weiter. Das 
Urteil vom 31. Juli wurde als 
wichtiger Etappensieg gebührend 
gefeiert – und dient zur Bestär-
kung auf dem weiteren Weg. Für 
den 28. Oktober ist die nächste 
Protestwanderung geplant, dieses 
Mal in Flecken Zechlin, einem 
malerischen Städtchen am östli-
chen Rand des geplanten Bom-
benabwurfplatzes. Am 1. Januar 
wird wie jedes Jahr die Protest-
wanderung von Schweinrich aus 
an die Platzgrenze gehen. 

Derweil richten sich einige 
Erwartungen an den Deutschen 
Bundestag. Dem liegen nämlich 
seit langem einige Petitionen ge-
gen das Bombodrom vor. Im Mai 
diesen Jahres war der Petiti-
onsausschuss vor Ort, um sich ein 
Bild zu machen. Die zunächst 

noch vor der Sommerpause er-
wartete Empfehlung des Aus-
schusses wurde vertagt, um den 
Ausgang des Gerichtsverfahrens 
abzuwarten. Inzwischen wurde 
sie noch einmal verschoben, so 
dass jetzt erst 2008 mit einer Ent-
scheidung des Bundestags gerech-
net wird. Bezeichnend ist dabei, 
dass die politische Verantwortung 
für das Bombodrom von einer 
Hand in die andere weitergereicht 
wird. Ein Mitglied des Petiti-
onsausschusses ließ beim Vor-
Ort-Termin im Mai die Bemer-
kung fallen, letztlich müssten ja 
wohl die Gerichte entscheiden. 
Als jetzt Verteidigungsminister 
Jung die Berufung einlegte, be-
gründete er dies damit, er habe 
vom Parlament den Auftrag, im 
Sinne einer Lastenverteilung da-
für zu sorgen, dass der Übungs-
betrieb der Bundeswehr teilweise 
in die neuen Bundesländer verla-
gert wird. 

Neuerdings gibt es noch ei-
nen anderen Schauplatz der Aus-
einandersetzung ums Bombo-

drom, und der liegt in der Luft. 
Die Bundeswehr, so macht es den 
Eindruck, hat ihre Strategie geän-
dert. Noch bis vor kurzem waren 
Tiefflüge in der Region um das 
Bombodrom vergleichsweise rar. 
Um die anderen beiden Bomben-
abwurfplätze auf deutschem Bo-
den in Siegenburg und Nordhorn 
war es ebenfalls still: Die Bundes-
wehr flog dort kaum, und von 
Protesten war dementsprechend 
auch wenig zu hören. Insgesamt, 
so scheint es, sollte der Eindruck 
erweckt werden, dass so ein biss-
chen Fliegerei so schlimm gar 
nicht ist und es sich damit gut le-
ben lässt.

Ganz anders neuerdings. Am 
19. September jagten nachmittags 
zwei Jagdbomber über den 
Rheinsberger See, in Sicht- und 
Hörweite der dortigen Kurklinik. 
Die Bundeswehr stritt dies trotz 
hunderter von AugenzeugInnen 
zunächst ab. Inzwischen hat sie 
lapidar mitgeteilt, die Flugzeuge 
seien nicht unter 330 Meter Höhe 
geflogen und nicht näher als 1000 

m an Rheinsberg heran gekom-
men, im Übrigen gebe es dort kei-
nerlei Flugbeschränkungen.  Mit 
anderen Worten:  Wir können 
hier fliegen, soviel wir wollen. 
Die Taktik, einer aufsässigen Be-
völkerung durch Tiefflüge über 
ihren Köpfen zu zeigen, wer der 
Herr im Lande ist, nennt man üb-
rigens in der Sprache der Militärs 
„Show of Force“.

D ie veränderte Strategie des 
Bundesverteidigungsmi-

nisteriums zeigt sich auch anders-
wo: In Siegenburg hat die Bun-
deswehr Flüge an vier Tagen pro 
Woche angekündigt, auch in 
Nordhorn wird derzeit der Flug-
betrieb intensiviert. Die Folge: 
bei einigen dortigen Lokalpoliti-
kern wird der Ruf nach Inbetrieb-
nahme des Wittstocker Luft-Bo-
den-Schießplatzes laut, um die 
eigene Region zu entlasten. 

Doch rufen tun zum Glück 
auch andere: der Nordhorner Ar-
beitskreis Frieden lädt für den 20. 
November Frauen von den ver-

schiedenen Standorten zu einer 
gemeinsamen Konferenz ein. 
Dort soll bekräftigt werden: Wir 
wollen keine Bombenabwurfplät-
ze. Nirgends. 

In diesem Sinne schrieb auch 
die Aktionsgemeinschaft „FREI-
ER HIMMEL“ an Bundeskanz-
lerin Merkel. Anlässlich der jähr-
lich stattfindenden „Drachende-
mo“ am 7. Oktober protestierte 
die mecklenburgische Anti-Bom-
bodrom-Gruppe dagegen, dass 
die Siegenburger Bevölkerung so-
zusagen „in Geiselhaft“ genom-
men wird, um das Bombodrom 
bei Wittstock durchzusetzen. 
Mehr als eine halbe Million Euro 
Steuergelder seien schon für Pro-
zesse wegen des Bombodroms 
ausgegeben worden – jetzt sei es 
an der Zeit, einen Schlussstrich zu 
ziehen. Der Brief endet mit der 
Forderung: „Kein Bombodrom. 
Hier nicht und nirgendwo!“

www.sichelschmiede.org

W ir wollten in unserer Au-
gustausgabe über die 

Sommeraktionen der Sichel-
schmiede in Rossow berichten. 
Die Friedenswerkstadt befindet 
sich in Nähe des Bombodroms in 
der Kyritz/Wittstocker Heide. 
Seit Jahren kämpfen Bürgerinitia-
tiven in der Gegend um Neurup-
pin gegen den Ausbau des land-
schaftlich reizvollen Fleckens als 
Übungsgelände für Bombenflug-
zeuge. Ulrike Laubenthal arbeite-
te uns umgehend einen Artikel 
zu. Sie legte dabei viel Wert dar-
auf, die Sichelschmiede, welche 
sie mit aufgebaut hat, als nur eine 
Aktionsgruppe unter vielen ande-
ren darzustellen.

Durch den telefonischen 
Kontakt war mein Interesse an 
Ulrikes Persönlichkeit und Pro-
jekt geweckt. Schön, dass sich 
schon sehr bald eine Möglichkeit 
zu einem Zusammentreffen erg-
ab. Nämlich beim Graswurzelfest 
in unserer Villa. Ulrike fühlt sich 

von der Idee der Gewaltfreiheit 
angezogen. Seit über 20 Jahren ist 
sie Abonnentin der graswurzelre-
volution, außerdem wirkt sie auch 
als Autorin. Die Zeitung ist für 
sie ein wichtiges politisches Zu-
hause.

Nun sitzen wir zusammen im 
sonnendurchfluteten Wintergar-
ten. Zwischen Frühstück und Ul-
rikes Seminar haben wir eine 
Stunde Zeit für unser Gespräch. 
Die blonde Frau mit dem eigen-
willigen legeren Bekleidungsstil 
sitzt mir gegenüber. Ulrike lebt 
und arbeitet für den Frieden, das 
erschließt sich meinem Gefühl 
schon nach ihren ersten Worten. 
1966 geboren, sieht sie zwei we-
sentliche Einflüsse für ihre Ent-
wicklung. Da sind vor allem die 
Eltern, die als Jugendliche Fa-
schismus und den zweiten Welt-
krieg miterlebt haben. Besonders 
die Erzählungen der Mutter sind 
es, die Ulrike recht früh erfahren 
lassen, dass Krieg etwas ganz 

Schreckliches ist. Dass er von 
Menschen vorbereitet wird, aber 
auch von Menschen verhindert 
werden kann. Ihre Mutter hat auf 
einem Gut in Pommern russische 
Kriegsgefangene erlebt und die 
Bombennächte im Ruhrgebiet 
durchlitten. Ihr Vater wurde als 
18jähriger noch zum Volkssturm 
eingezogen und geriet in franzö-
sische Kriegsgefangenschaft. Ul-
rike wuchs geschützt und behütet 
in einem kleinen Ort im waldrei-
chen Osthessen auf. Dennoch 
wusste sie schon früh: Meine Auf-
gabe wird es später sein, etwas 
gegen den Krieg zu tun. Der 
zweite prägende Einfluss ging 
von der 68er Bewegung aus. Na-
türlich war Ulrike damals noch 
viel zu klein. Aber sie hatte zwei 
ältere Brüder und die waren ziem-
lich inspiriert von den Ideen die-
ser Zeit. Sie sangen Lieder von 
Freiheit und dem Kampf gegen 
das Unrecht.

Wer die Augen und Ohren 
verschloss, konnte Osthessen 
durchaus als malerisch genießen. 
Ulrike erkannte jedoch bald, dass 
sie in einer stark militarisierten 
Gegend lebte. Die größte ameri-
kanische Panzerdivision auf eu-
ropäischem Boden war hier stati-
oniert. Es gab Manöver und 
Tiefflüge. Anfang der 80er sollten 
die NATO-Depots für die ato-
mare Nachrüstung eingerichtet 
werden. Eine Friedensinitiative 
wurde gegründet und Ulrike 
schloss sich dieser als Schülerin 
an, sie besuchte regelmäßig die 
Sitzungen und brachte ihre Ideen 
ein. Ihr Engagement vermittelte 
ihr frühe Erfahrungen mit gewalt-
freier direkter Aktion. Sehr gute 
Erfahrungen, wie sie betont. Ul-
rike fiel es schwer zu planen, was 
nach der Schule kommen sollte. 
Da waren zum einen die Erwar-
tungen anderer an sie – das hieß 
ein Studium aufnehmen. Zum an-
deren aber gab es Ulrikes große 
Sorgen hinsichtlich der Nutzung 
von Atomenergie und Nachrüs-
tung. Sie war hin und her gerissen 
und es fiel ihr schwer, eine Per-
spektive für sich zu entwickeln. 
Sie entschied sich zunächst für ein 
pädagogisches Praktikum. 1986 
brachte ihr dann die Erkenntnis, 
dass wir auf Messers Schneide le-

ben. Der US Angriff auf Libyen 
und der GAU in Tschernobyl 
veranlassen sie zu dem Gedanken: 
Ich muss was tun. Also nahm sie 
sich ein Jahr Zeit, um an dem zu 
arbeiten, was ihr wirklich unter 
den Nägeln brannte.

Sie schloss sich der Kampag-
ne Ziviler Ungehorsam bis zur 
Abrüstung an, die in Mutlangen 
gegen die Stationierung von 36 
Pershing II – Raketen kämpfte. 
Menschen aus ganz Bundes-
deutschland verfolgten hier zwi-
schen 1983 und ’87 ihr „Nadel-
stichkonzept“. Immer wieder 
fanden Blockaden statt, groß an-
gekündigte und spontane kleinere. 
Es wurde zu gewaltfreien Trai-
nings eingeladen. Ulrike gehörte 
zu denjenigen, die der Bundesre-
gierung mit Namen und Anschrift 
miteilten, dass sie zivilen Unge-
horsam betreiben wollten. Sie war 
dauerpräsent in Mutlangen, orga-
nisierte den Blockadeherbst 1986 
mit und leitete Trainings an. Vor 
Ort gründete sich eine Gemein-
schaft von sieben Leuten, welche 
Aktionstrainings anbot, Strafpro-
zesse von BlockiererInnen beglei-
tete und diese regelmäßig durch 
Rundbriefe informierte. Das Zu-
sammenleben und –arbeiten in 
einer kleinen Gruppe betrachtet 
Ulrike seitdem als ihre favorisier-
te Lebensform. Die einzelne hat 
es immer schwer, in Großgrup-
pen wird die Aufgabenverteilung 
häufig unüberschaubar. Eine 
handvoll Leute jedoch können 
konkrete Zielstellungen leicht er-
füllen. Wird das Leben dann noch 
so organisiert, dass körperliche 
und geistige Arbeit für alle glei-
chermaßen im Tagesablauf inte-
griert und wertgeschätzt sind, 
dann wäre das ein Ideal.

D ie Mutlanger Gruppe sah 
sich allerdings nicht als 

Versuch, die perfekte Lebensge-
meinschaft zu gründen. Konsens 
war, alles so zu organisieren, dass 
wir Kraft für unsere Aufgabe hat-
ten, sagt Ulrike. In Folge der Ab-
rüstungsgespräche zwischen 
Gorbatschow und Reagan, zu de-
nen mit Sicherheit auch das Enga-
gement der Friedensbewegung 
geführt hat, wurden 1987 die Ra-
keten abgezogen. Die politische 

Notwendigkeit für Blockaden 
war nicht mehr gegeben. Die 
Zweckgemeinschaft zerfiel, Ulri-
ke verließ Mutlangen. Was folgte 
waren ihre „Lehr- und Wander-
jahre“. Die begannen zunächst 
mit einem zweimonatigen Ge-
fängnisaufenthalt. Ihre Teilnah-
me an einer Sitzblockade war vor 
Gericht als gewaltsame Nötigung 
und verwerfliches Mittel betrach-
tet worden. Ulrike sagt, dass sie 
gelernt hat, auch mit dem Re-
pressionsinstrument Knast um-
zugehen. Auch dort konnte sie 
ihre Freiheit leben. Das Sozial-
verhalten unter den gefangenen 
Frauen hat sie als sehr reif erfah-
ren. Sie meint, dass Gefängnis sei 
der Spiegel einer Gesellschaft. 
Letztendlich sind die meisten 
Einsitzenden Menschen, die ihr 
Leben nicht in den Griff bekom-
men, einfach Pech haben und 
keinen guten Anwalt bezahlen 
können.

Ulrike begab sich auf den 
Friedenspilgerweg, nahm  wäh-
rend der ersten Irakkrise in den 
90er Jahren an der Friedensprä-
senz in Bagdad teil und koordi-
nierte anschließend die Arbeit 
eines Hilfsprojektes zur Linde-
rung der Kriegsfolgen im Irak. 
Anschließend arbeitete sie für die 
internationalen Friedensbrigaden. 
Ihr Einsatz als Trainerin für ak-
tive Gewaltfreiheit ist eine Sache, 
die ihr wirklich Spaß macht, bis 
heute. Aktive Gewaltfreiheit be-
deutet mehr als nur Gewaltver-
zicht, sie beinhaltet ein aktives 
Eintreten für Gerechtigkeit. Da-
zu gehört auch selbst bestimmtes 
Lernen durch Übungen, z.B. zu 
Kommunikationstechniken. Das 
ist sehr interessant, weil die An-
sätze und Methoden so verschie-
den sind. Seit 2000 arbeitet Ulrike 
bundesweit als selbständige Trai-
nerin für gewaltfreies Handeln. 
Besonders häufig wird sie vom 
Oekumenischen  Dienst Scha-
lomdiakonat angefragt. Ulrike 
sagt von sich, dass sie immer mit 
wenig Geld gelebt hat und nie an 
einen Ort gebunden war. 

Der landschaftliche Reiz der 
Gegend um Neuruppin, die tiefen 
Wälder, welche sie an die Heimat 
erinnern, mögen ein Grund dafür 
gewesen sein, sich in Rossow an-

zusiedeln und auch dort bleiben 
zu wollen, wenn es eines Tages 
das Bombodrom nicht mehr gibt. 
Aus dem misslungenen Versuch 
der Friedensbewegung, den Irak-
krieg zu verhindern, hat Ulrike 
die Konsequenz gezogen: Den 
nächsten Krieg müssen wir ver-
hindern, bevor er anfängt. So fand 
sie zur Bewegung für eine FREIe 
HEIDe, die gegen die Pläne der 
Bundeswehr streitet, auf dem 
ehemaligen sowjetischen Bombo-
drom wieder einen Übungsplatz 
für den Bombenabwurf einzu-
richten. Im Sommer 2006 wurde 
die Sichelschmiede als Friedens-
werkstatt ins Leben gerufen. Das 
Anliegen des Projekts: Dazu bei-
tragen, dass die FREIe HEIDe zu 
einem der Kristallisationspunkte 
des Widerstands gegen den Krieg 
und der internationalen Friedens-
bewegung wird. Wenn hunderte 
von Menschen zu den Aktionsta-
gen anreisen und gemeinsam 
phantasievolle Besetzungsakti-
onen planen und durchführen, so 
stößt das nicht nur auf positive 
Resonanz bei den Einheimischen. 
Die Reaktion vor Ort reicht von 
Skepsis: Was wollen die Krawall-
macher hier? - bis hin zu großer 
Zustimmung: Genau das brau-
chen wir. Für Ulrike und ihre 
engsten MitstreiterInnen steht 
das Bemühen im Vordergrund, 
die bundesweite Bewegung mit 
der Bewegung vor Ort zusam-
menzuführen. So erklärt sich auch 
ihre Zurückhaltung, wenn es um 
die Darstellung der Aktivitäten 
der Sichelschmiede geht. Ulrike 
sieht die Sichelschmiede als einen 
Teil der Bürgerbewegung in der 
Region, welcher allerdings wich-
tige Impulse von außen geben 
kann. Sie möchte in Zukunft gut 
durchdachte, vorbereitete Sachen 
machen. Diese bieten die große 
Chance zur Veränderung, da sie 
Wirkung erzielen.

Ihr Traum ist, dass sich eine 
kleine Gemeinschaft findet, die 
gemeinsam in Rossow lebt, arbei-
tet und sich zum großen Teil 
selbst versorgt. Eine Gemein-
schaft, die mit anderen ähnlichen 
Zusammenschlüssen in der Ge-
gend vernetzt ist.

© Dietrich Gerstner
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Schöner Leben ohne Marken
Pilotprojekt NoLogo startet in Halle

E in lokales Bündnis aus Ge-
werkschaftern, Schülerver-

tretern und Globalisierungskriti-
kern initiierte in Halle eine Kam-
pagne, die unter Jugendlichen für 
eine Verweigerung gegenüber 
profitablen Markentrends wirbt 
und dabei gleichzeitig für die ka-
tastrophalen Arbeitsbedingungen 
in Billiglohnländern sensibilisiert.

Für Jugendliche gehört es 
längst zum Alltag, dass ihr sozi-
ales Ansehen in der Schule und in 
der Clique oft am Besitz und am 
Tragen von Markenartikeln fest-
gemacht wird: Wer „In“ sein will, 
muss die richtigen Klamotten ha-
ben oder wird ausgegrenzt. Über 
eine immense Werbemaschine 
werden gerade Jugendlichen 
Komplexe eingeredet, von denen 
sie sich dann mit der „angesagten“ 
Kleidung freikaufen sollen. So 
pries – wir erinnern uns – bei-
spielsweise ein bekanntes Mode-
label mit dem markigen Slogan 
„Für Sex, Erfolg und 

gutes Aus-
sehen“ seine 
Waren an. Die Angehö-
rigen möglichst breiter Käufer-
schichten sollten eben kein ganz 
normales T-Shirt tragen, sondern 
ein ganz normales, zehnmal so 
teuer, dafür mit dem richtigen Si-
gnet darauf. 

Aber für viele Eltern sind die 
kostenintensiven Trend-Produkte 
unbezahlbar, deren Preise häufig 
in keinem sinnvollen Verhältnis 
mehr zu ihrem durchschnittlichen 
Gebrauchswert stehen. Auch des-
halb hat sich inzwischen eine re-

gelrechte Beschaffungskriminali-
tät ausgebreitet, werden täglich 
Jugendliche von anderen „abge-
zogen“ und dabei Handys, Schuhe 
und andere Kleidungsstücke un-
ter Gewaltandrohung geraubt. 
Gleichzeitig erzielen internatio-
nale Textil- und Sportbeklei-
dungsunternehmen Rekordge-
winne mit der Angst von Jugend-
lichen, nicht dazuzugehören. Und 
Schüler, Eltern, Händler – alle 
machen mit. 

Dass die großen Markenfir-
men sich hingegen für das Lebens-
gefühl ihrer jugendlichen Arbeit-
nehmer interessieren (wo ihnen 
das ihrer potenziellen Käufer so 
am Herzen liegt), davon ist zu-
mindest bislang nichts bekannt 
geworden. Von den enormen 
Summen, die für die Markenpro-
dukte bezahlt werden, sehen die 
Textilarbeiter aus China, Bangla-
desh oder den Philippinen, die sie 

hergestellt haben, so gut wie 
nichts. Sie fertigen sie in so 

genannten Sweatshops un-
ter menschenunwür-

digen Bedingungen, 
oft für Stundenlöhne 
um die zwei Cent. 

Die in Halle als Pi-
lotprojekt geplante 
Kampagne „NoLogo“ 
knüpft an die Ideen der 
amerikanischen Glo-
balisierungskritikerin 
Naomi Klein an, die 
gerade eine Lesereise 

durch Deutschland un-
ternimmt und in ihrem gleichna-
migen Buch die finsteren Prak-
tiken der Firmen hinter den bun-
ten Logos aufdeckt. Die Kampag-
ne richtet sich dabei in erster Linie 
an Jugendliche, hat aber auch bei 
Eltern und in der Öffentlichkeit 
einen Bewusstseinswandel zum 
Ziel. So werden Jugendliche auf-
gefordert, sich dem Markenwahn 
zu verweigern, auf Markenpro-
dukte zu verzichten und mög-
lichst bei ethisch verantwortlichen 
Bekleidungsfirmen – z.B. bei on-

line-Versandhändlern wie NO 
SWEAT, FAIRWEAR oder 
AMERCAN APPAREL – ein-
zukaufen. Deren Produkte sind, 
verglichen mit denen im Billig-
handel, kaum teurer aber wesent-
lich günstiger als die der Marken-
anbieter.

Zudem soll ein solidarisches 
Bewusstsein für die ausgebeute-
ten, meist gleichaltrigen Arbeit-
nehmer in Billiglohnländern ge-
schaffen werden. So setzt die 
Kampagne darauf, gerade unter 
Jugendlichen einen konsum- und 
globalisierungskritischen Gegen-
trend ins Rollen zu bringen: Um 
ihrer Verweigerung gegen den 
Markenterror sichtbar Ausdruck 
zu geben, können sie dazu an ih-
rer Kleidung den Kampagnen-
Aufnäher mit der Aufschrift 
„NOLOGO“ anbringen. Be-
standteile der Kampagne sind die 
Verbreitung von Print-Materi-
alien, die NoLogo-Aufnäher und 
Aufkleber enthalten, Veranstal-
tungen an Schulen sowie in Kinos, 
Postkartenaktionen ebenso wie 
eine fantasievolle Öffentlichkeits-
arbeit. 

D em lokalen Bündnis, das 
dieses Pilotprojekt initiier-

te, gehören u. a. Vertreter von ver.
di-Ortsverein, Stadtschülerrat, 
Eine-Welt-Haus e.V. sowie attac 
Halle an. Schon vor dem eigent-
lichen Kampagnenstart hat die 
Idee bereits bundesweit Interesse 
geweckt. So fand sie mit überwäl-
tigender Mehrheit die Unterstüt-
zung der Delegierten auf dem ver.
di-Bundeskongress Anfang Ok-
tober, Gewerkschaftsstrukturen 
in Hamburg und Nordrhein-
Westfalen wollen den halleschen 
Ansatz aufgreifen. Vielleicht ist 
hier der Platz, doch einmal das 
Bonmot eines bekämpften Mar-
kenkonzerns zu gebrauchen, 
wenn die Initiatoren finden: 
Just Do It!

D ass ausgerechnet die CDU 
-nahe Konrad-Adenauer-

Stiftung den Dokumentarfilm 
Neuland als erste nach Halle ge-
holt hat, ist schon einigermaßen 
überraschend. Dass dies zudem 
vor dem Hintergrund der Feier-
lichkeiten zur deutschen Einheit 
geschah, überrascht noch mehr. 
Man wollte mit der Thematik 
Transformation – Aufbau Ost 
diesmal anders umgehen. Also kei-
ne Vortragsreihe anbieten, so die 
Veranstalter. Und wenn schließ-
lich der CDU-Abgeordnete Mar-
co Tullner, befragt danach, was er 
aus dem Film mitnimmt, antwor-
tet, er fühle sich ermutigt nach 
neuen Wegen bei der Förderung 
kleiner Unternehmen und Grup-
pierungen zu suchen und Büro-
kratie abzubauen, dann ist die lin-
ke Kritikerin geradezu gerührt.

Die Autoren Daniel Kunle 
und Holger Lauinger waren für 
ihren Film über schrumpfende 
Regionen und Gesellschaftspio-
niere zwei Jahre unterwegs. Bei 
der Suche nach Förderung für ihr 
Projekt gingen sie leer aus. Ihr 
Hauptanliegen, die Protagonisten 
aus dem Osten für sich selbst 
sprechen zu lassen, fand keinen 
Zuspruch. Ein türkischer Freund 
spendete 5000 Euro, die für Miet-
wagen und Hotel reichten.

Der Film ist einfach gemacht; 
eine Kamera, ein Tonträger. Seit 

März sucht und findet er sein Pu-
blikum. Die Filmemacher haben 
den Vertrieb selbst übernommen 
und sind mit ihm auf Reisen ge-
gangen. Mit Erfolg. Trotz positiver 
Presse und dreimaliger Zusendung 
des Streifens interessierte sich das 
Fernsehen lange nicht. Aber, Wun-
der geschehen, nachdem er direkt 
an die Intendantin des RBB ge-
schickt worden war, dauerte es nur 
noch vierzehn Tage bis zum Sen-
determin. Und der war just am sel-
ben Abend wie die Veranstaltung 
im Halleschen Lux. Spät zwar, aber 
immerhin. Im Westfernsehen 
scheint man sich dagegen gar nicht 
für den Osten zu interessieren, mal 
abgesehen von Skandalberichten 
über Neonazis. „Die gefühlte Ein-
heit scheint nicht ganz da zu sein.“, 
so Lauinger, der im Übrigen aus 
Pirmasens stammt, einer ebenfalls 
vom Niedergang gezeichneten 
Stadt.

In der lebendigen Diskussion 
mit Tullner und Lauinger kam 
große Sympathie für die darge-
stellten ungewöhnlichen Arbeits- 
und Lebensentwürfe zum Aus-
druck. Dem Durchschnittsbürger 
mögen sie skurril erscheinen, aber 
sie eröffnen Perspektiven. „Pio-
niere waren immer Spinner“, sagt 
Tullner. Lauinger betont die be-
wusste Herangehensweise der 
Autoren. Sie wollten positive Bei-
spiele vom Rand der Gesellschaft 

zeigen. Dabei seien alle Projekte 
erst im Werden begriffen nach 
dem Motto: Der Weg ist das Ziel. 
Er wünscht sich mündige Zu-
schauer. Sie sollen fragen: Was 
steckt in den Bildern an Themen? 
Und sie sollen weiterdenken, 
selbst nach neuen Lebens- und 
Arbeitsgemeinschaften suchen. 
Und nicht zuletzt sollen sie Forde-
rungen an die Politik stellen. Dazu 
gehört die Diskussion um das 
Grundeinkommen. Damit Exis-
tenzangst aufhört. Dazu gehört die 
Auseinandersetzung mit Bürokra-
tie. Damit Eigeninitiative nicht von 
Amts wegen erstickt wird. Dazu 
gehört zu fragen: Ist es wirklich so, 
dass dieses Land kein Geld mehr 
hat? „Für reiche Staaten wie 
Deutschland ist das Argument 
kein Geld inakzeptabel. Die Poli-
tik hat leider kein Primat. Wir lau-
fen der Ökonomie hinterher.“ 
meint Lauinger.

Auch wenn am Ende ein äl-
terer Herr aus dem Saal seiner 
Empörung darüber Ausdruck 
verleiht, dass gut ausgebildete 
junge Leute, BWL-Studenten zu-
mal, sich mit einer Weinberg-
schneckenzucht durchschlagen 
müssen – die Botschaft von Neu-
land ist angekommen.  Bleibt nur 
zu fragen: Wann nimmt sich die 
Linke der Thematik an?

Der Weg ist das Ziel
Neuland im LUX.Kino Halle

Wanderung zum Horizont
Ein Fortsetzungsroman

D ie zunehmende Entfrem-
dung zwischen Entschei-

dungsträgern und den von diesen 
Entscheidungen Betroffenen kop-
pelt die Akteure an den Schalthe-
beln der Macht von den Konse-
quenzen ihres Handelns weitge-
hend ab, so dass dieses mehr denn 
je ausschließlich auf das Maximie-
ren von Profit um jeden Preis ge-
richtet ist. Wenn gleichzeitig eine 
Kontrollinstanz über die Vertei-
lung von gesellschaftlichem Reich-
tum fehlt,  verringert der Egoismus 
der Einzelnen den Partizipations-
anteil der Vielen bis hin zu deren 
Existenzverlust, bzw. ihrem Aus-
scheiden aus dem marktwirtschaft-
lichen System. (Solange es zwi-
schen kapitalistischem und sozia-
listischem System einen Wettbe-
werb gab, übernahm die soziale 
Ausrichtung des Ostblocks quasi 
diese Kontrollfunktion. Ihr Weg-
fall ließ den sich Globalisierung 
nennenden Turbokapitalismus so-
fort von der Kette.)

Der von jeglicher Partizipati-
on an gesellschaftlichem Reich-
tum faktisch abgekoppelte Teil 
der Weltbevölkerung versucht  in 
seinem lokalen Umfeld für sein 
Überleben zu sorgen und hat da-
bei kaum die Möglichkeit, Rück-
sicht auf Nachhaltigkeit bei der 
Nutzung von Ressourcen zu neh-
men. Da diese Menschen als Pro-

duzenten für den weltweiten 
Markt nicht (mehr) gebraucht 
werden, stehen sie auch als Kon-
sumenten faktisch nicht zur Ver-
fügung und sind daher nicht mehr 
Bestandteil des Marktes. Aus der 
Perspektive der so genannten 1.
Welt betrachtet, wird der damit 
verbundene Problemkreis trotz 
der großen Anzahl Menschen, die 
davon betroffen sind, aus dem Fo-
cus der allgemeinen Wahrneh-
mung rangiert. Absehbare Schwie-
rigkeiten und Konflikte, die aus 
Folgen wie Migration und Klima-
veränderung erwachsen, werden 
weitestgehend ignoriert bzw. ver-
drängt.

Die Logik des Kapitalismus 
geht von der Möglichkeit unend-
lichen Wachstums aus, betrachtet 
dieses sogar als unabdingbar not-
wendig,  damit auch die Bedürf-
nisse bzw. Egoismen derer bedient 
werden können, die als Produ-
zenten und/oder Konsumenten 
noch Teil des globalen marktwirt-
schaftlichen Systems sind. Die 
Ressourcen der Erde sowie deren 
Pufferkapazität für Zivilisati-
onsabfall  sind jedoch endlich, so-
dass zumindest dem materiellen 
Wachstum bei Strafe des Nieder-
gangs der Biosphäre unseres Pla-
neten Grenzen gesetzt sind. Dies 
betrifft im Besonderen den Was-
serkreislauf, speziell den Zugang 

zu Trinkwasser, sowie die Kapazi-
tät der Photosynthese und damit 
die Generierung von Biomasse. 
Diese und viele andere in die glei-
che Richtung gehende Erkennt-
nisse führen uns vor Augen: Ein 
ausschließlich auf materiellen 
Egoismen fußendes Gesellschafts-
system ist nur noch begrenzt zu-
kunftsfähig.

Dennoch sollten wir uns nicht 
der Illusion hingeben, wir Men-
schen könnten uns in nächster 
Zeit zu rational handelnden We-
sen verändern, die gewonnenes 
Verständnis oder entdeckte Pro-
blemlösungen direkt in ihr wei-
teres Leben integrieren. Die 
jüngste Geschichte lehrt: Es gab 
weder den Homo Oeconomicus, 
der voller Einsicht nach den Ge-
setze der Marktwirtschaft lebt, 
noch den Menschen neuen Typs, 
der den Sozialismus voranbringen 
sollte. Wir müssen akzeptieren, 
dass sich persönliche und gesell-
schaftliche Egoismen nicht von 
heute auf morgen abschaffen las-
sen, nachdem Selbsterhaltungs-
trieb und  Trieb zur Erhaltung der 
Art den Säugetieren und damit 
auch deren  Gattung Homo das 
Überleben durch Jahrmillionen 
ermöglichten. Sie lassen sich al-
lenfalls mit einer gewissen Wahr-
scheinlichkeit zurückdrängen, 
wenn wir dem Egoismus die Hege 

der gesellschaftlichen Anerken-
nung entziehen (noch leben wir 
eher das Gegenteil). Dazu müss-
ten wir aufhören, einander mit 
Sätzen zu bewundern wie: „Sie 
haben aber ein wunderbares 
großes Haus, ein herrliches neues 
Auto,  ein tolles, exquisites Out-
fit!“ Wir müssten sogar damit auf-
hören, es zu denken, damit wir es 
nicht - ob bewusst oder unbe-
wusst - zu einem Prinzip der Er-
ziehung unserer Kinder machen. 
Stattdessen könnten wir z.B. dem 
Kollegen, der das Auto in der Ga-
rage lässt und mit dem Fahrrad 
zur Arbeit kommt, sagen: „Toll, 
wie verantwortungsvoll Sie mit 
der Umwelt umgehen“; oder der 
alten Dame aus der Nachbarschaft 
anbieten, ihre Einkäufe mit zu er-
ledigen. Wer meint, das sei so 
schwierig nicht, kann es ab sofort 
tun und damit das Boot, in dem 
wir alle sitzen, ein Stück vom Ab-
grund weg steuern.

Die ersten beiden Teile des Fortset-
zungsromanes sind in den NeulanD-
Ausgaben vom 20.07. und 31.08., je-
weils auf Seite 3, zu finden oder bei 
attacHalle unter Materialien und Zei-
tungsbeilagen auf www.attac.de/halle/
cms/pages/materialien/zeitungsbeila-
gen.php oder das ePaper des ND

SICKO
Das Gesundheitssystem krankt

I n seinem neusten Film be-
richtet Michael Moore über 

das amerikanische Gesundheits-
system - oder  besser darüber, was 
davon noch übrig ist. Denn im 
größten Industriestaat der Welt 
ist es nicht selbstverständlich, im 
Krankheitsfall Hilfe zu bekom-
men. Wichtig ist vielmehr, ob ge-
nug Geld für die Behandlung zur 
Verfügung steht. Auch mit Kran-
kenversicherung, welche eine im-
mer größer werdende Zahl von 
US-Amerikanern nicht einmal 
besitzt, wird eine schnelle und 
unbürokratische Hilfe nicht ga-
rantiert. Es kann durchaus vor-
kommen, dass Behandlungskos-
ten von der Versicherung nicht 
übernommen werden.

Michael Moore zeigt in seiner 
typischen sarkastischen Art zu-
nächst Opfer dieses katastropha-
len Gesundheitssystems, deren 
Leben zerrüttet, zerstört und - in 
einigen Fällen sogar beendet wur-
de. Nachdem die Vorgeschichte 
und die Gründe für diese Misere 
nachgezeichnet worden sind, 
führt er den Zuschauer in andere 
Länder, wie Kanada und Groß-
britannien, vorgebliche Paradise 
im Vergleich zu den USA.

Der Film endet mit einem 
überraschenden Beispiel von 
einem Land, in dem ausgezehrte 
Bergungsarbeiter des 11. Septem-

ber 2001, denen man in den USA 
ärztliche Versorgung verweigert 
hatte, medizinisch behandelt wer-
den.

Der mit viel Witz gemachte 
Film sollte nicht in der Hinsicht 
missverstanden werden, wie gut 
unser Gesundheitssystem doch 
im Vergleich zu dem amerika-
nischen ist. Vielmehr kann der 
Film dazu genutzt werden, sich 
das deutsche System in nicht all-
zu ferner Zukunft vorzustellen, 
sollte der eingeschlagene Kurs 
weiter verfolgt werden.

H ier findet sich auch der 
Ansatzpunkt von attac. 

Das globalisierungskritische 
Netzwerk unterstützt vielerorts 
die Werbung für den Film.

Am Dienstag, dem 06. No-
vember, veranstaltet attac Halle 
zusammen mit dem Bildungsver-
ein Elbe-Saale eine Diskussions-
runde im Lux.Kino am Zoo.

Harald Klimenta von der at-
tac-Kampange „Gesundheit ist 
keine Ware“ und gesundheitspo-
litische Sprecher der Landtags-
fraktionen diskutieren über das 
Gesundheitssystem in Deutsch-
land. Beginn ist um 20:00 Uhr. 
Filmvorführungen 18:00 und 
21:00 Uhr.

© Daniel Kunle
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